
DSM / KOMMISSION 

URTEIL DES GERICHTS (Erste Kammer) 
17. Dezember 1991 * 

Inhaltsverzeichnis 

Sachverhalt 11-1841 

Verfahren 11-1851 

Anträge der Parteien 11-1852 

Zur Begründetheit 11-1853 

Zu den Verteidigungsrechten 11-1854 

1. Unterlassene Übermittlung von Schriftstücken anläßlich der Mitteilung der Beschwerde
punkte 11-1854 

2. Unzulänglichkeit der von der Kommission vorgelegten Beweismittel 11-1857 

Zur Feststellung der Zuwiderhandlung 11-1859 

1. Die tatsächlichen Feststellungen 11-1859 

A — Das System der regelmäßigen Sitzungen 11-1859 

a) Angefochtene Handlung 11-1859 

b) Vorbringen der Parteien 11-1860 

c) Würdigung durch das Gericht 11-1862 

B — Die Preisinitiativen 11-1865 

a) Angefochtene Handlung 11-1865 

* Verfahrenssprache: Niederländisch. 

I I - 1 8 3 7 



URTEIL VOM 17. 12. 1991 — RECHTSSACHE T-8/89 

b) Vorbringen der Parteien [ 11-1872 

c) Würdigung durch das Gericht 11-1878 

C — Die Maßnahmen zur Förderung der Durchführung der Preisinitiativen 11-1884 

a) Angefochtene Handlung : 11-1884 

b) Vorbringen der Parteien • II-1885 

c) Würdigung durch das Gericht 11-1885 

D — Absatzziele und Quoten ; 11-1887 

a) Angefochtene Handlung 11-1887 

b) Vorbringen der Parteien ; .„. ; ...,„. 11-1890 

c) Würdigung durch das Gericht 11-1895 

2. Die Anwendung von Artikel 85 Absatz 1 EWG-Vertrag 11-1905 

A — Rechtliche Qualifizierung 11-1905 

a) Angefochtene Handlung 11-1905 

b) Vorbringen der Parteien 11-1908 

c) Würdigung durch das Gericht 11-1912 

B — Wettbewerbsbeschränkende Wirkung 11-1915 

a) Angefochtene Handlung 11-1915 

b) Vorbringen der Parteien II-1915 

c) Würdigung durch das Gericht ; II-1916 

II - 1838 



DSM / KOMMISSION 

C — Beeinträchtigung des Handels zwischen Mitgliedstaaten 11-1917 

a) Angefochtene Handlung 11-1917 

b) Vorbringen der Parteien 11-1917 

c) Würdigung durch das Gericht 11-1918 

3. Ergebnis 11-1919 

Zur Begründung 11-1919 

Zur Geldbuße 11-1921 

1. Die Dauer der Zuwiderhandlung 11-1921 

2. Die Schwere der Zuwiderhandlung 11-1922 

A — Die Einheitlichkeit der Zuwiderhandlung und die begrenzte Rolle der Klägerin 11-1922 

B — Keine Individualisierung der Kriterien für die Festsetzung der Geldbußen 11-1924 

C — Die Berücksichtigung der Auswirkungen der Zuwiderhandlung H-1927 

D — Ungenügende Berücksichtigung der wirtschaftlichen Krisensituation 11-1929 

E — Die Verletzung der Grundsätze der Billigkeit, der Verhältnismäßigkeit und der 

Gleichheit 11-1933 

F — Fehlen früherer Verstöße 11-1934 

Kosten 11-1935 II - 1839 



URTEIL VOM 17. 12. 1991 — RECHTSSACHE T-8/89 

In der Rechtssache T-8/89 

DSM NV, Gesellschaft niederländischen Rechts, Heerlen (Niederlande), vertreten 
durch Rechtsanwalt I. G. F. Cath, Den Haag, Zustellungsanschrift: Kanzlei des 
Rechtsanwalts L. H. Dupong, 14 A, rue des Bains, Luxemburg, 

Klägerin, 

gegen 

Kommission der Europäischen Gemeinschaften, vertreten durch Hauptrechtsberater 
A. McClellan als Bevollmächtigten, Beistand: Rechtsanwalt T. R. Ottervanger, 
Rotterdam, Zustellungsbevollmächtigter: Roberto Hayder, Vertreter des Juristi
schen Dienstes, Centre Wagner, Luxemburg-Kirchberg, 

Beklagte, 

wegen Nichtigerklärung der Entscheidung der Kommission vom 23. April 1986 
betreffend ein Verfahren nach Artikel 85 EWG-Vertrag (IV/31.149 — Polypropy
len; ABl. L 230, S. 1) 

erläßt 

DAS GERICHT (Erste Kammer) 

unter Mitwirkung des Präsidenten J. L. Cruz Vilaça, der Richter R. Schintgen, 
D. A. O. Edward, H. Kirschner und K. Lenaerts, 

Generalanwalt: B. Vesterdorf 
Kanzler: H.Jung 
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aufgrund des schriftlichen Verfahrens und auf die mündliche Verhandlung, die 
vom 10. bis 15. Dezember 1990 stattgefunden hat, 

nach Anhörung der Schlußanträge des Generalanwalts in der Sitzung vom 10. Juli 
1991, 

folgendes 

Urteil 

Sachverhalt 

1 Die vorliegende Rechtssache betrifft eine Entscheidung der Kommission, mit der 
fünfzehn Herstellern von Polypropylen wegen Verstoßes gegen Artikel 85 Ab
satz 1 EWG-Vertrag eine Geldbuße auferlegt wurde. Das von der angefochtenen 
Entscheidung (nachstehend: Entscheidung) erfaßte Erzeugnis ist eines der wichtig
sten thermoplastischen Polymere. Polypropylen wird von den Herstellern an die 
Verarbeiter zur Weiterverarbeitung zu Fertig- und Halbfertigerzeugnissen ver
kauft. Die wichtigsten Hersteller von Polypropylen verfügen über eine Palette von 
mehr als hundert verschiedenen Sorten für einen breiten Fächer von Verwendungs
zwecken. Die wichtigsten Polypropylengrundsorten sind Raffia, Homopolymer für 
Spritzguß, Kopolymer für Spritzguß, hochschlagfestes Kopolymer und Folien. Alle 
Unternehmen, an die die Entscheidung gerichtet ist, sind große Hersteller petro-
chemischer Erzeugnisse. 

2 Der westeuropäische Polypropylenmarkt wird fast ausschließlich von europäischen 
Produktionsstätten beliefert. Vor 1977 wurde dieser Markt von zehn Herstellern 
beliefert, nämlich von den Unternehmen Montedison (die spätere Montepolimeri 
SpA und jetzige Montedipe SpA), Hoechst AG, Imperial Chemical Industries plc 
und Shell International Chemical Company Ltd (den sogenannten „vier Großen"), 
die zusammen 64 % des Marktes innehatten, Enichem Anic SpA in Italien, Rhône-
Poulenc SA in Frankreich, Alcudia in Spanien, Chemische Werke Hüls und BASF 
AG in Deutschland sowie Chemie Linz AG in Österreich. Nach dem Auslaufen 
der Hauptpatente von Montedison traten 1977 in Westeuropa sieben neue Herstel
ler auf: Amoco und Hercules Chemicals NV in Belgien, ATO Chimie SA und 
Solvay & Cie SA in Frankreich, SIR in Italien, DSM NV in den Niederlanden und 
Taqsa in Spanien. Der norwegische Hersteller Saga Petrokjemi AS & Co. und die 
Petrofina SA nahmen ihre Tätigkeit Mitte 1978 bzw. im Jahre 1980 auf. Das Auf-
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treten neuer Hersteller mit einer nominalen Kapazität von rund 480 000 t bewirkte 
ein erhebliches Anwachsen der Produktionskapazität in "Westeuropa, die mehrere 
Jahre lang nicht durch einen entsprechenden Anstieg der Nachfrage ausgeglichen 
wurde. Dies hatte einen geringen Auslastungsgrad der Produktionskapazitäten zur 
Folge; zwischen 1977 und 1983 soll der Auslastungsgrad jedoch schrittweise von 
60 % auf 90 % gestiegen sein. Nach der Entscheidung sollen sich Angebot und 
Nachfrage von 1982 an im großen und ganzen im Gleichgewicht befunden haben. 
Während des größten Teils des Untersuchungszeitraums (1977 bis 1983) sei der 
Polypropylenmarkt jedoch durch eine niedrige Rentabilität oder durch erhebliche 
Verluste gekennzeichnet gewesen, und zwar namentlich wegen der Bedeutung der 
fixen Kosten und des Anstiegs des Preises des Ausgangsstoffes Propylen. Nach 
Randnummer 8 der Entscheidung beliefen sich 1983 die europäischen Marktanteile 
der Montepolimeri SpA auf 18 °/o, der Imperial Chemical Industries, der Shell In
ternational Chemical Company Ltd und Hoechst AG auf jeweils 11 %, der Hercu
les Chemicals NV auf knapp 6 %, der ATO Chimie SA, der BASF AG, der DSM 
NV, der Chemischen "Werke Hüls, der Chemie Linz AG, der Solvay & Cie. SA 
und der Saga Petrokjemi AS & Co. auf jeweils 3 bis 5 % und der Petrofina SA auf 
etwa 2 %. Der Polypropylenhandel zwischen Mitgliedstaaten sei groß gewesen, da 
jeder der damals in der Gemeinschaft niedergelassenen Hersteller in die meisten, 
wenn nicht in alle Mitgliedstaaten verkauft habe. 

3 Die DSM NV (nachstehend: DSM oder Klägerin) gehört zu den sieben neuen 
Herstellern, die 1977 auf den Markt kamen. Sie war ein mittelgroßer Hersteller 
auf dem Polypropylenmarkt mit einem Marktanteil zwischen 3,1 und 4,8 %. 

4 Am 13. und 14. Oktober 1983 führten Beamte der Kommission gemäß Artikel 14 
Absatz 3 der Verordnung Nr. 17 des Rates vom 6. Februar 1962, Erste Durchfüh
rungsverordnung zu den Artikeln 85 und 86 des Vertrages (ABL 1962, 13, S, 204; 
nachstehend: Verordnung Nr; 17) gleichzeitig Nachprüfungen bei den folgenden, 
den Markt der Gemeinschaft beliefernden Herstellern von Polypropylen durch: 

— ATO Chimie SA, jetzt Atochem (nachstehend: ATO); 

— BASF AG (nachstehend: BASF); . 
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— DSM NV (nachstehend: DSM); 

— Hercules Chemicals NV (nachstehend: Hercules); 

— Hoechst AG (nachstehend: Hoechst); 

— Chemische "Werke Hüls (nachstehend : Hüls) ; 

— Imperial Chemical Industries plc (nachstehend : ICI) ; 

— Montepolimeri SpA, jetzt Montedipe (nachstehend: Monte); 

— Shell International Chemical Company Ltd (nachstehend: Shell); 

— Solvay & Cie. SA (nachstehend: Solvay); 

— BP Chimie (nachstehend: BP). 

Keine Nachprüfungen erfolgten bei Rhône-Poulenc SA (nachstehend : Rhône-Pou
lenc) und bei der Enichem Anic SpA. 

5 Im Anschluß an diese Nachprüfungen richtete die Kommission Auskunftsverlangen 
nach Artikel 11 der Verordnung Nr. 17 (nachstehend: Auskunftsverlangen) nicht 
nur an die genannten, sondern auch an folgende Unternehmen: 
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— Amoco; 

— Chemie Linz AG (nachstehend: Linz); 

— Saga Petrokjemi AS & Co., jetzt Teil von Statoil (nachstehend: Statoil); 

. — Petrofina SA (nachstehend : Petrofina) ; 

— Enichem Anic SpA (nachstehend: Anic). 

Linz, ein österreichisches Unternehmen, bestritt die Zuständigkeit der Kommission 
und weigerte sich, dem Auskunftsverlangen nachzukommen. Gemäß Artikel 14 
Absatz 2 der Verordnung Nr.. 17 führten Kommissionsbeamte anschließend Nach
prüfungen bei Anic und bei der Saga Petrochemicals UK Ltd, der englischen 
Tochter von Saga, sowie bei den Verkaufsgesellschaften von Linz im Vereinigten 
Königreich und in der Bundesrepublik Deutschland durch. An Rhône-Poulenc er
ging kein Auskunftsverlangen. 

6 Anhand des im Rahmen dieser Nachprüfungen und Auskunftsverlangen entdeck
ten Beweismaterials gelangte die Kommission zu der vorläufigen Auffassung, die 
Hersteller hätten von 1977 bis 1983 unter Verstoß gegen Artikel 85 EWG-Vertrag 
durch eine Reihe von Preisinitiativen regelmäßig Zielpreise festgesetzt und ein Sy
stem jährlicher Mengenkontrolle entwickelt, um den verfügbaren Markt nach ver
einbarten Prozentsätzen oder Mengen unter sich aufzuteilen. Am 30. April 1984 
beschloß die Kommission deshalb, ein Verfahren gemäß Artikel 3 Absatz 1 der 
Verordnung Nr. 17 einzuleiten. Im Mai 1984 übermittelte sie den genannten Un
ternehmen mit Ausnahme von Anic und Rhône-Poulenc die schriftliche Mitteilung 
der Beschwerdepunkte. Alle Adressaten äußerten sich dazu schriftlich. 
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7 Am 24. Oktober 1984 traf der von der Kommission ernannte Anhörungsbeauf
tragte mit den Rechtsberatern der Adressaten der Beschwerdepunkte zusammen, 
um Vereinbarungen über den Ablauf der im Rahmen des Verwaltungsverfahrens 
vorgesehenen Anhörung zu treffen, deren Beginn für den 12. November 1984 vor
gesehen war. In dieser Sitzung teilte die Kommission den Unternehmen außerdem 
zu den in den Antworten auf die Beschwerdepunkte vorgebrachten Argumenten 
mit, sie werde ihnen in Kürze ergänzende Unterlagen zu den bereits übermittelten 
Beweismitteln bezüglich der Durchsetzung der Preisinitiativen zuleiten. Demge
mäß übersandte sie den Rechtsberatern der Unternehmen am 31. Oktober 1984 
eine Reihe von Unterlagen, die Kopien der einschlägigen Preisinstruktionen der 
Hersteller für ihre Verkaufsstellen einschließlich der Tabellen enthielten, in denen 
diese Belege zusammengefaßt waren. Um die Wahrung des Geschäftsgeheimnisses 
zu gewährleisten, verband die Kommission diese Übermittlung mit bestimmten 
Auflagen; insbesondere durften die übersandten Unterlagen nicht an die kaufmän
nischen Abteilungen der Unternehmen weitergegeben werden. Die Anwälte einiger 
Unternehmen lehnten diese Auflagen ab und schickten die Unterlagen vor der 
mündlichen Anhörung zurück. 

8 Aufgrund der Angaben in den schriftlichen Antworten auf die Beschwerdepunkte 
beschloß die Kommission, das Verfahren auf Anic und Rhône-Poulenc auszudeh
nen. Demgemäß übersandte sie diesen Unternehmen am 25. Oktober 1984 eine 
Mitteilung der Beschwerdepunkte, die der den anderen fünfzehn Unternehmen 
übersandten Mitteilung ähnlich war. 

9 Eine erste Reihe von Anhörungen fand vom 12. bis zum 20. November 1984 statt. 
In ihr wurden mit Ausnahme von Shell (die sich geweigert hatte, an einer Anhö
rung teilzunehmen) sowie Anic, ICI und Rhône-Poulenc (die sich nicht in der 
Lage sahen, ihre Unterlagen vorzubereiten) alle Unternehmen angehört. 

io Bei diesen Anhörungen weigerten sich mehrere Unternehmen, sich mit den Fragen 
auseinanderzusetzen, die in den ihnen am 31. Oktober 1984 übersandten Unterla
gen angeschnitten worden waren, da die Kommission die gesamte Bewertung des 
Falles geändert habe; sie müßten zumindest Gelegenheit erhalten, sich hierzu 
schriftlich zu äußern. Andere machten geltend, sie hätten nicht genügend Zeit ge
habt, die betreffenden Unterlagen vor der Anhörung zu prüfen. Die Anwälte von 
BASF, DSM, Hercules, Hoechst, ICI, Linz, Monte, Petrofina und Solvay über-
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sandten der Kommission am 28. November 1984 ein gemeinsames Schreiben in 
diesem Sinne. In einem Schreiben vom 4. Dezember 1984 schloß sich Hüls dieser 
Linie an. 

n Daraufhin leitete die Kommission den Unternehmen am 29. März 1985 eine neue 
Serie von Dokumenten zu, die die Preisanweisungen der Unternehmen an ihre 
Verkaufsbüros wiedergaben, begleitet von Preistabellen, sowie eine Zusammenfas
sung der Beweise für alle Preisinitiativen, für die Unterlagen verfügbar waren. Die 
Unternehmen wurden aufgefordert, sich dazu schriftlich und in einer weiteren 
mündlichen Anhörung zu äußern. Die ursprünglichen Auflagen bezüglich der Wei
tergabe an die kaufmännischen Abteilungen hob die Kommission auf. 

1 2 In einem weiteren Schreiben gleichen Datums ging die Kommission auf das Vor
bringen der Anwälte ein, sie habe die Rechtsnatur des angeblichen Kartells nach 
Artikel 85 Absatz 1 EWG-Vertrag nicht eindeutig definiert. Sie forderte die Unter
nehmen auf, sich hierzu schriftlich und mündlich zu äußern. 

1 3 Eine zweite Reihe von Anhörungen fand vom 8. bis zum 11. Juli 1985 und am 25. 
Juli 1985 statt. Dabei äußerten sich Anic, ICI und Rhône-Poulenc; die anderen 
Unternehmen (mit Ausnahme von Shell) nahmen zu den von der Kommission in 
den beiden Schreiben vom 29. März 1985 angesprochenen Fragen Stellung. 

u Der Entwurf, der Niederschrift über die Anhörungen sowie alle anderen entschei
dungserheblichen Unterlagen wurden den Mitgliedern des Beratenden Ausschusses 
für Kartell- und Monopolfragen (nachstehend: Beratender Ausschuß) am 19. No
vember 1985 übergeben und den Unternehmen am 25. November 1985 zugesandt. 
Der Beratende Ausschuß gab seine Stellungnahme in seiner 170. Sitzung vom 
5. und 6. Dezember 1985 ab. 

is Am Ende dieses Verfahrens erließ die Kommission die streitige Entscheidung vom 
23. April 1986. Der verfügende Teil dieser Entscheidung lautet wie folgt: 
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„Artikel 1 

Anic SpA, ATO Chemie SA (heute Atochem), BASF AG, DSM NV, Hercules 
Chemicals NV, Hoechst AG, Chemische Werke Hüls O'etzt Hüls AG), ICI pic, 
Chemische Werke Linz, Montepolimeri SpA (jetzt Montedipe), Petrofina SA, 
Rhône-Poulenc SA, Shell International Chemical Co. Ltd, Solvay & Cie und Saga 
Petrokjemi AG & Co. (jetzt Teil der Statoil) haben gegen Artikel 85 Absatz 1 
EWG-Vertrag verstoßen, indem sie: 

— im Fall von Anic von etwa November 1977 bzw. 1978 bis weit ins Jahr 1982 
oder Anfang 1983; 

— im Fall von Rhône-Poulenc von etwa November 1977 bis Ende 1980; 

— im Fall von Petrofina von 1980 bis mindestens November 1983; 

— im Fall von Hoechst, ICI, Montepolimeri und Shell von etwa Mitte 1977 bis 
mindestens November 1983; 

— im Fall von Hercules, Linz, Saga und Solvay von etwa November 1977 bis 
mindestens November 1983; 

— im Fall von ATO von mindestens 1978 bis mindestens November 1983; 

— im Fall von BASF, DSM und Hüls von einem Zeitpunkt zwischen 1977 und 
1979 bis mindestens November 1983 
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an einer von Mitte 1977 stammenden Vereinbarung und abgestimmten Verhaltens
weise beteiligt waren, durch die die Gemeinschaft mit Polypropylen beliefernden 
Hersteller: 

a) miteinander Verbindung hatten und sich regelmäßig (von Anfang 1981 an 
zweimal monatlich) in einer Reihe geheimer Sitzungen trafen, um ihre Ge
schäftspolitik zu erörtern und festzulegen; 

b) von Zeit zu Zeit für den Absatz ihrer Erzeugnisse in jedem Mitgliedstaat der 
EWG Ziel- (oder Mindestpreise festlegten; 

c) verschiedene Maßnahmen trafen, um die Durchsetzung dieser Zielpreise zu er
leichtern, (vor allem) u. a. durch vorübergehende Absatzeinschränkungen, den 
Austausch von Einzelangaben über ihre Verkäufe, die Veranstaltung lokaler 
Sitzungen und ab Ende 1982 ein System der „Kundenführerschaft" zwecks 
Durchsetzung der Preiserhöhungen gegenüber Einzelkunden; 

d) gleichzeitige Preiserhöhungen vornahmen, um die besagten Ziele durchzuset
zen; 

e) den Markt aufteilten, indem jedem Hersteller ein jährliches Absatzziel bzw. 
eine Quote (1979, 1980 und zumindest für einen Teil des Jahres 1983) zuge
teilt wurde oder, falls es zu keiner endgültigen Vereinbarung für das ganze 
Jahr kam, die Hersteller aufgefordert wurden, ihre monatlichen Verkäufe unter 
Bezugnahme auf einen vorausgegangenen Zeitraum einzuschränken (1981, 
1982). 

Artikel 2 

Die in Artikel 1 genannten Unternehmen sind verpflichtet, die festgestellten Zuwi
derhandlungen unverzüglich abzustellen (falls sie es noch nicht getan haben) und 
in Zukunft bezüglich ihrer Polypropylengeschäfte von allen Vereinbarungen oder 
aufeinander abgestimmten Verhaltensweisen, die dasselbe oder ähnliches bezwek-
ken oder bewirken, Abstand zu nehmen. Dazu gehört der Austausch von Informa
tionen, die normalerweise dem Geschäftsgeheimnis unterliegen und durch die die 
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Teilnehmer direkt oder indirekt über Produktion, Absatz, Lagerhaltung, Verkaufs
preise, Kosten oder Investitionspläne anderer Hersteller informiert oder aufgrund 
deren sie in die Lage versetzt werden, die Befolgung ausdrücklicher oder still
schweigender Preis- oder Marktaufteilungsabsprachen innerhalb der Gemeinschaft 
zu kontrollieren. Ein Verfahren zum Austausch allgemeiner Informationen, dem 
sich die Hersteller anschließen (wie Fides), muß unter Ausschluß sämtlicher Infor
mationen geführt werden, aus denen sich das Marktverhalten einzelner Hersteller 
ableiten läßt. Die Unternehmen dürfen insbesondere untereinander keine zusätzli
chen wettbewerbsrelevanten Informationen austauschen, die ein solches System 
nicht erfaßt. 

Artikel 3 

Gegen die in dieser Entscheidung genannten Unternehmen werden wegen des in 
Artikel 1 festgestellten Verstoßes folgende Geldbußen festgesetzt: 

i) Anic SpA, eine Geldbuße von 750 000 ECU bzw. 1 103 692 500 LIT; 

ii) Atochem, eine Geldbuße von 1 750 000 ECU bzw. 11 973 325 FF; 

iii) BASF AG, eine Geldbuße von 2 500 000 ECU bzw. 5 362 225 DM; 

iv) DSM NV, eine Geldbuße von 2 750 000 ECU bzw. 6 657 640 HFL; 

v) Hercules Chemicals NV, eine Geldbuße von 2 750 000 ECU bzw. 
120 569 620 BFR; 

vi) Hoechst AG, eine Geldbuße von 9 000 000 ECU bzw. 19 304 010 DM; 

vii) Hüls AG, eine Geldbuße von 2 750 000 ECU bzw. 5 898 447,50 DM; 
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viii) ICI pic, eine Geldbuße von 10 000 000 ECU bzw. 6 447 970 UKL; 

ix) Chemische Werke Linz, eine Geldbuße von 1000 000 ECU bzw. 
1 471 590 000 LIT; . = 

x) Montedipe, eine .Geldbuße von 11 000 000 ECU bżw. 16 187 490 000 LIT; 

xi) Petrofina SA, eine Geldbuße von 600 000 ECU bzw. 26 306 100 BFR; 

xii) Rhône-Poulenc SA, eine Geldbuße von 500 000 ECU bzw. 3 420 950 FF; 

xiii) Shell International Chemical Co. Ltd, eine Geldbuße von 9 000 000 ECU 
bzw. 5 803 173 UKL; 

xiv) Solvay & Cie, eine Geldbuße von 2 500 000 ECU bzw. 109 608 750 BFR; 

xv) Statoil, Den Norske Stats Oljęselskap AS (nunmehr einschließlich Saga 
Petrokjemi), eine Geldbuße von 1 000 000 ECU bzw. 644 797 UKL. 

Artikel 4 und 5 

(nicht wiedergegeben)" 

16 Am 8. Juli 1986 wurde den Unternehmen die endgültige Niederschrift über die 
Anhörungen mit den von ihnen verlangten Berichtigungen, Zusätzen und Strei
chungen übermittelt. , 
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Verfahren 

i7 Unter diesen Umständen hat die Klägerin mit Klageschrift, die am 31. Juli 1986 
bei der Kanzlei des Gerichtshofes eingegangen ist, die vorliegende Klage auf 
Nichtigerklärung der Entscheidung erhoben. Dreizehn der vierzehn übrigen 
Adressaten dieser Entscheidung haben ebenfalls Nichtigkeitsklage erhoben 
(Rechtssachen T- l /89 bis T-4/89, T-6/89, T-7/89 und T-9/89 bis T-15/89). 

is Das gesamte schriftliche Verfahren ist vor dem Gerichtshof abgelaufen. 

19 Mit Beschluß vom 15. November 1989 hat der Gerichtshof diese und die dreizehn 
übrigen Rechtssachen gemäß Artikel 14 des Beschlusses des Rates vom 24. Okto
ber 1988 zur Errichtung eines Gerichts erster Instanz der Europäischen Gemein
schaften (nachstehend: Beschluß des Rates vom 24. Oktober 1988) an das Gericht 
verwiesen. 

20 Gemäß Artikel 2 Absatz 3 des Beschlusses des Rates vom 24. Oktober 1988 hat der 
Präsident des Gerichts einen Generalanwalt bestellt. 

2i Mit Schreiben vom 3. Mai 1990 hat der Kanzler des Gerichts die Parteien zur 
Teilnahme an einer informellen Sitzung aufgefordert, um die Einzelheiten der 
Durchführung der mündlichen Verhandlung festzulegen. Diese Sitzung hat am 28. 
Juni 1990 stattgefunden. 

22 Mit Schreiben vom 9. Juli 1990 hat der Kanzler des Gerichts die Parteien gebeten, 
sich zu einer eventuellen Verbindung der Rechtssachen T- l /89 bis T-4/89 und 
T-6/89 bis T-15/89 zu gemeinsamem mündlichen Verfahren zu äußern. Keine der 
Parteien hat hiergegen Einwände erhoben. 
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23 Mit Beschluß vom 25. September 1990 hat das Gericht die genannten Rechtssa
chen wegen des zwischen ihnen bestehenden Zusammenhangs nach Artikel 43 der 
Verfahrensordnung des Gerichtshofes, die gemäß Artikel 11 Absatz 3 des Be
schlusses des Rates vom 24. Oktober 1988 für das Verfahren vor dem Gericht 
entsprechend galt, zu gemeinsamem mündlichen Verfahren verbunden. 

24 Mit Beschluß vom 15. November 1990 hat das Gericht über die von den Klägerin
nen in den Rechtssachen T-2/89, T-3/89, T-9/89, T - l l / 8 9 , T-12/89 und 
T-13/89 gestellten Anträge auf vertrauliche Behandlung entschieden und ihnen 
teilweise stattgegeben. 

25 Mi t Schreiben, die zwischen dem 9. O k t o b e r und dem 29. November 1990 bei der 
Kanzlei des Gerichts eingegangen sind, haben die Parteien die ihnen vom Gericht 
mit Schreiben des Kanzlers vom 19. Juli 1990 gestellten Fragen beantwortet . 

26 In Anbetracht der Antworten auf diese Fragen hat das Gericht auf Bericht des 
Berichterstatters und nach Anhörung des Generalanwalts beschlossen, die mündli
che Verhandlung ohne vorherige Beweisaufnahme zu eröffnen. 

27 Die Parteien haben in der mündlichen Verhand lung , die vom 10. bis 15. Dezember 
1990 stattgefunden hat, mündlich verhandelt und die Fragen des Gerichts beant
wortet. 

28 Der Generalanwalt hat seine Schlußanträge in der Sitzung vom 10. Juli 1991 vor
getragen. 

Anträge der Parteien 

29 Die Klägerin beantragt, 

1) die mit der Klage angefochtene Entscheidung der Beklagten vom 23. Mai 1986 
(IV/31.149 — Polypropylen) ganz oder teilweise für nichtig zu erklären; 
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2) die in der Entscheidung gegen die Klägerin festgesetzte Geldbuße aufzuheben 
oder herabzusetzen; 

3) alle vom Gerichtshof (Gericht) für zweckmäßig erachteten Verfügungen und 
Maßnahmen zu treffen; 

4) der Beklagten die Kosten des Verfahrens aufzuerlegen. 

Die Kommission beantragt, 

— die Klage abzuweisen; 

— der Klägerin die Kosten des Verfahrens aufzuerlegen. 

Zur Begründetheit 

3o Nach Auffassung des Gerichts sind zuerst die Rügen zu prüfen, mit denen die 
Klägerin eine Verletzung der Verteidigungsrechte geltend macht, weil die Kom
mission ihr Schriftstücke, auf die sie die Entscheidung gestützt habe, nicht über
mittelt (1) und durch die Heranziehung unzulänglicher Beweismittel die Beweislast 
umgekehrt habe (2); zweitens die Rügen bezüglich der Feststellung der Zuwider
handlung, die sich zum einen auf die von der Kommission getroffenen Tatsachen
feststellungen (1) und zum anderen auf die Anwendung von Artikel 85 Absatz 1 
EWG-Vertrag auf diese Tatsachen (2) beziehen, da die Kommission die Zuwider
handlung nicht richtig qualifiziert (A) und deren wettbewerbsbeschränkende Wir
kung (B) sowie die Beeinträchtigung des Handels zwischen Mitgliedstaaten nicht 
zutreffend gewürdigt habe (C); drittens die Rügen bezüglich der Begründung der 
Entscheidung und viertens die Rügen bezüglich der Festsetzung der Geldbuße, die 
weder der Dauer (1) noch der Schwere (2) der behaupteten Zuwiderhandlung an
gemessen sei. 
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Zu den Verteidigungsrechten 

1. Unterlassene Übermittlung von Schriftstücken anläßlich der Mitteilung der 
Beschwerdepunkte 

3i Die Klägerin macht geltend, daß ihr die Kommission bei der Mitteilung der Be
schwerdepunkte Schriftstücke nicht übersandt habe, die sie in vierzehn Punkten 
ihrer Entscheidung angeführt habe, und daß sie es ihr auf diese Weise unmöglich 
gemacht habe, sich zu deren Inhalt zu äußern. Es handele sich um einen von ei
nem Hercules-Angestellten angefertigten Bericht über die Sitzung vom 13. Mai 
1982 (Entscheidung, Randnr. 15 Buchstabe b; vgl. auch Randnr. 37), ein angeblich 
bei Solvay gefundenes Schriftstück vom 6. September 1977 (Entscheidung, Randnr. 
16, letzter Absatz), die Antwort von Shell auf die Mitteilung der Beschwerde
punkte (Entscheidung, Randnr. 17), um die Protokolle zweier Shell-interner Sit
zungen vom 5. Juli 1979 (Entscheidung, Randnr. 29, Absatz 2) bzw. vom 12. Sep
tember 1979 (Entscheidung, Randnr. 31), ein internes Solvay-Dokument (Ent
scheidung, Randnr. 32), eine Erinnerung von Solvay an ihre Verkaufsabteilungen 
vom 17. Juli 1981 (Entscheidung, Randnr. 35), Artikel in der Fachpresse von Ende 
1981 (Entscheidung, Randnr. 36), einen internen Vermerk von ICI über „gutes 
Klima" (Entscheidung, Randnr. 46), Schriftstücke von Shell über das Vereinigte 
Königreich und Frankreich sowie ein Shell-Papier mit der Bezeichnung „PP 
W Europe-Pricing" und „Market quality report" (Entscheidung, Randnr. 49), ver
schiedene Schriftstücke von ATO, insbesondere einen internen Vermerk vom 28. 
September 1983 (Entscheidung, Randnr. 51), bei ICI gefundene Tabellen mit den 
berichtigten Zielen für 1979 (Entscheidung, Randnr. 54), das von einem ICI-Ange-
stellten erstellte Protokoll der Sitzung vom 10. März 1982 (Entscheidung, Randnr. 
58), einen nichtdatierten ICI-Vermerk, der als Sprechzettel für eine Sitzung mit 
Shell im Mai 1983 habe dienen sollen, und schließlich um ein Arbeitsdokument für 
das erste Quartal 1983, das bei Shell gefunden worden sei (Entscheidung, Rand
nr. 63). 

32 Die Klägerin rügt hierbei einen Verstoß gegen Artikel 2 Absatz 1 der Verordnung 
Nr. 99/63/EWG der Kommission vom 25. Juli 1963 über die Anhörung nach Arti
kel 19 Absätze 1 und 2 der Verordnung Nr. 17 des Rates (ABl. 1963, 127, S. 2268, 
nachstehend: Verordnung Nr. 99/63), wonach die Kommission den Unternehmen 
die in Betracht gezogenen Beschwerdepunkte schriftlich mitteilen müsse. Diesen 
Beschwerdepunkten müßten die Schriftstücke beigefügt sein, auf die die Kommis
sion ihre Behauptungen stütze. Wenn den betroffenen Unternehmen auch nicht 
der gesamte Akteninhalt mitgeteilt zu werden brauche, müßten sie doch zumindest 
über die Tatsachen informiert werden, auf die die Kommission ihre Beschwerde
punkte stütze (Urteil des Gerichtshofes vom 13. Juli 1966 in den verbundenen 
Rechtssachen 56/64 und 58/64, Consten-Grundig/Kommission, Slg. 1966, 322). 
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"Wenn es sich hierbei um besondere Schriftstücke handele, müsse die Kommission 
diese den Unternehmen übermitteln oder die von ihr herangezogenen Schrift
stücke, wenn sie ihnen bekannt sein könnten, genau bezeichnen. Außerdem müsse 
die Beurteilung der Bedeutung eines Schriftstücks oder der Art der Reaktion eines 
Unternehmens auf ein Schriftstück diesem Unternehmen überlassen bleiben. 

33 Nach Ansicht der Kommission sind der Klägerin alle Schriftstücke, die sie beträfen 
und ihre Beteiligung an dem Kartell bewiesen, mit der Mitteilung der Beschwerde
punkte in problemlos identifizierbarer Weise übermittelt worden, ausgenommen 
das von einem ICI-Angestellten erstellte Protokoll einer Sitzung vom 10. März 
1982 (Entscheidung, Randnr. 58). Dieses Protokoll erläutere indessen nur den In
halt eines bei ICI und Hercules aufgefundenen Plans (Mitteilung der gemeinsamen 
Beschwerdepunkte, Anlage 71, nachstehend: gem. Bpkte., Ani.), der der Klägerin 
übermittelt worden sei, und betreffe außerdem das Jahr 1982, für das die Klägerin 
ihre Beteiligung an dem Kartell zugegeben habe. 

34 Im übrigen habe die Klägerin während des Akteneinsichtsverfahrens von verschie
denen anderen Schriftstücken Kenntnis nehmen können, von denen sie behaupte, 
daß sie ihr nicht übermittelt worden seien. 

35 Die in den Randnummern 46 und 54 der Entscheidung angeführten Schriftstücke 
seien der Klägerin als Anlagen 35 und 55 der Mitteilung der gemeinsamen Be
schwerdepunkte übersandt worden. 

36 Die Kommission räumt ein, daß bestimmte in der Entscheidung angeführte 
Schriftstücke der Klägerin nicht übermittelt worden seien, weil sie überhaupt kei
nen Bezug zu ihr gehabt und der Entscheidung, soweit sie die Klägerin betreffe, 
nicht zugrunde gelegen hätten. Deshalb seien sie für die Beurteilung der Position 
der Klägerin innerhalb des Kartells ohne jeden Belang. 

37 Das Gericht stellt fest, daß nach der Rechtsprechung des Gerichtshofes nicht die 
Schriftstücke als solche entscheidend sind, sondern die Schlußfolgerungen, die die 
Kommission daraus gezogen hat. Wenn diese Schriftstücke in der Mitteilung der 
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Beschwerdepunkte nicht erwähnt worden sind, so kann das betroffene Unterneh
men zu Recht davon ausgehen, daß sie für das Verfahren bedeutungslos sind. Teilt 
die Kommission einem Unternehmen nicht mit, daß gewisse Schriftstücke in der 
Entscheidung verwendet werden sollen, so hindert sie es daran, sich rechtzeitig zur 
Beweiskraft dieser Schriftstücke zu äußern. Diese Schriftstücke können deshalb 
nicht als gültige Beweismittel gegen das Unternehmen angesehen werden (Urteil 
vom 25. Oktober 1983 in der Rechtssache 107/82, AEG-Telefunken/Kommission, 
Slg. 1983, 3151, Randnr. 27, und zuletzt Urteil vom 3. Juli 1991 in der Rechtssa
che C-62/86, AKZO Chemie/Kommission, Slg. 1991, 1-3359, Randnr. 21). 

38 Im vorliegenden Fall ist darauf hinzuweisen, daß nur die Schriftstücke, die in den 
Mitteilungen der gemeinsamen oder der individuellen Beschwerdepunkte oder in 
den Schreiben vom 8. Oktober 1984 und vom 29. März 1985 erwähnt oder die 
diesen ohne besondere Erwähnung als Anlagen beigefügt waren, der Klägerin im 
Rahmen des vorliegenden Verfahrens als Beweismittel entgegengehalten werden 
können. Die den Mitteilungen der Beschwerdepunkte als Anlagen beigefügten, 
dort aber nicht erwähnten Schriftstücke können in der Entscheidung nur dann ge
gen die Klägerin verwandt werden, wenn diese den Mitteilungen der Beschwerde
punkte bei vernünftiger Betrachtung entnehmen konnte, welche Schlüsse die Kom
mission daraus ziehen wollte. 

39 Demnach können von den von der Klägerin genannten Schriftstücken nur der in
terne ICI-Vermerk über „gutes Klima" (Entscheidung, Randnr; 46) und die bei 
ICI gefundenen Tabellen mit den berichtigten Zielen für 1979 (Entscheidung, 
Randnr. 54) als Beweismittel gegen die Klägerin verwendet werden, da sie in den 
Punkten 71 und 93 der an die Klägerin gerichteten Mitteilung der gemeinsamen 
Beschwerdepunkte erwähnt und dieser im übrigen als Anlagen 35 und 55 beigefügt 
worden sind. Die übrigen von der Klägerin genannten Schriftstücke können der 
Klägerin im Rahmen des vorliegenden Verfahrens nicht als Beweismittel entgegen
gehalten werden. 

40 Die Frage, ob die letztgenannten Schriftstücke eine unerläßliche Stütze für die 
tatsächlichen Feststellungen bilden, die die Kommission in der Entscheidung zu 
Lasten der Klägerin getroffen hat, gehört zur Prüfung der Begründetheit dieser 
Feststellungen durch das Gericht. 
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2. Unzulänglichkeit der von der Kommission vorgelegten Beweismittel 

4i Die Klägerin bringt vor, die von der Kommission vorgelegten Schriftstücke seien 
nicht zuverlässig; insbesondere die Vermerke von ICI seien Absichtserklärungen 
oder subjektive Interpretationen ihrer Verfasser, die sich von persönlichen unter
nehmenspolitischen Zielen hätten leiten lassen. 

42 Die Kommission dürfe einer Sache keine größere Bedeutung beizulegen versuchen, 
als es die festgestellten Tatsachen objektiv rechtfertigten. Ferner müsse sie die Un
schuldsvermutung und den Grundsatz „in dubio pro reo" anwenden. Die Kom
mission habe statt dessen aus Ereignissen und Umständen, die in ihren wirklichen 
Zusammenhang gestellt ein anderes Bild des Verhaltens oder der Position der Klä
gerin auf dem Markt hätten vermitteln können, allgemeine Schlüsse gezogen. Die 
Kommission habe in diesen Ereignissen und Umständen einen Beweis für die 
Schuld der Klägerin gesehen und sich dabei auf unzureichende, zweifelhafte oder 
nicht stichhaltige Beweise gestützt. Diese Vorgehensweise hat nach Auffassung der 
Klägerin zu einer Umkehr der Beweislast geführt, da nunmehr DSM nachweisen 
müsse, daß ihr Marktverhalten im allgemeinen völlig anders gewesen sei als von 
der Kommission behauptet, oder eine andere Deutung der Tatsachen vorbringen 
müsse, obwohl es Sache der Kommission gewesen sei, ihre Sicht des Sachverhalts 
gegenüber der Auslegung der Unternehmen überzeugend darzulegen. 

43 Die Kommission entgegnet, daß die Klägerin keine Gründe anführe, die gegen die 
Verläßlichkeit der von der Kommission vorgelegten Schriftstücke sprächen. 

44 Sie habe den verschiedenen festgestellten Tatsachen keine weitergehende Bedeu
tung beigemessen, als sie tatsächlich besäßen. Der Beweis eines Verstoßes gegen 
Artikel 85 EWG-Vertrag müsse zwangsläufig unter Berücksichtigung des Verhal
tens mehrerer Unternehmen erbracht werden. Angesichts des gesamten von der 
Kommission vorgelegten Beweismaterials sei es entgegen der Annahme der Kläge
rin deren Sache, den Nachweis zu erbringen, daß der Sachverhalt des Rechtsstreits 
auch anders ausgelegt werden könne. 
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45 Schließlich gehe angesichts des Umfangs des in den Akten enthaltenen Beweisma
terials die Rüge der Verletzung des Grundsatzes „in dubio pro r e o " fehl. 

46 Das Gericht stellt fest, daß die Sitzungsberichte von ICI inhaltlich durch verschie
dene Unterlagen bestätigt werden, so z. B. durch eine Reihe von Tabellen mit 
Zahlen über das Absatzvolumen einzelner Hersteller und durch Preisinstruktionen, 
die bezüglich der H ö h e und des Inkrafttretens mit den in den genannten Sitzungs
berichten genannten Preiszielen übereinstimmen. Ebenso bestätigen dip Antworten 
verschiedener Hersteller auf das Auskunftsverlangen, das die Kommission an sie 
richtete, in ihrer Gesamtheit den Inhalt dieser Sitzungsberichte. 

47 Die Kommission konnte deshalb davon ausgehen, daß die bei ICI gefundenen Sit
zungsberichte hinreichend objektiv den/Inhalt der Sitzungen wiedergaben, die von 
verschiedenen Angestellten von ICI geleitet wurden, was diese um so mehr dazu 
zwang, die Angestellten von ICI , die an der einen oder anderen Sitzung .nicht 
teilnahmen, über diese Sitzungen durch die Erstellung von Sitzungsberichten zu
treffend z u unterrichten, r 

48 Unte r diesen Umständen obliegt es der Klägerin, durch die Vorlage konkreter Be
weismittel, z. B. durch die Aufzeichnungen ihrer Angestellten von den Sitzungen, 
an denen sie teilnahmen, oder durch deren Aussage als Zeugen, eine andere Erklä
rung für den Inhalt der Sitzungen zu geben, an denen sie beteiligt war. Die Kläge
rin hat in diesem Verfahren solche Beweismittel weder vorgelegt noch angeboten. 

49 Im übrigen ist die Frage, ob die Kommission aus dem vorhandenen Beweismaterial 
zu allgemeine Schlüsse gezogen und damit gegen die Unschuldsvermutung und 
den Grundsatz „in dubio pro r e o " verstoßen hat, nicht von der Frage zu trennen, 
ob die tatsächlichen Feststellungen der Kommission in der Entscheidung von den 
von ihr vorgelegten Beweisen getragen werden. D a es sich dabei um eine Frage der 
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Begründetheit handelt, die mit der Feststellung der Zuwiderhandlung zusammen
hängt, ist sie später mit den anderen mit dieser Feststellung zusammenhängenden 
Fragen zu prüfen. 

Zur Feststellung der Zuwiderhandlung 

so Nach Randnummer 80 Absatz 1 der Entscheidung haben sich die Polypropylen
hersteller, die die Gemeinschaft beliefern, seit 1977 an einer ganzen Reihe von 
Plänen, Absprachen und Maßnahmen beteiligt, die im Rahmen eines Systems re
gelmäßiger Sitzungen und ständiger Kontakte beschlossen worden seien. Der all
gemeine Plan der Hersteller sei es gewesen, sich über spezifische Angelegenheiten 
zu einigen (Entscheidung, Randnr. 80 Absatz 2). 

si Unter diesen Umständen ist zunächst zu prüfen, ob der Kommission rechtlich der 
Beweis für ihre tatsächlichen Feststellungen hinsichtlich des Systems der regelmäßi
gen Sitzungen (A), der Preisinitiativen (B), der Maßnahmen zur Förderung der 
Durchführung der Preisinitiativen (C) und der Festsetzung von Absatzzielen und 
Quoten (D) gelungen ist; dabei sind jeweils zunächst die angefochtene Hand
lung (a) und das Vorbringen der Parteien (b) darzulegen und sodann zu wür
digen (c). Danach ist die Anwendung von Artikel 85 Absatz 1 EWG-Vertrag auf 
diese Tatsachen zu überprüfen. 

1. Die tatsächlichen Feststellungen 

A — Das System der regelmäßigen Sitzungen 

a) Angefochtene Handlung 

52 In der Entscheidung (Randnrn. 78 Absatz 4 und 104 Absatz 3) heißt es, daß das 
System der regelmäßigen Sitzungen von Polypropylenherstellern etwa Ende 1977 
begonnen habe und 1978 sechs Sitzungen stattgefunden hätten (Randnr. 18, Ab
satz 1), daß sich jedoch das genaue Datum, zu dem jeder einzelne Hersteller be
gonnen habe, an den Sitzungen teilzunehmen, nicht feststellen lasse. Die Klägerin, 
die zu den Herstellern gehöre, für die nicht bewiesen sei, daß sie die Initiative vom 
Dezember 1977 „unterstützt" hätten, behaupte, nicht zu wissen, wann die Sitzun
gen begonnen hätten, und gebe lediglich zu, seit 1980 an ihnen teilgenommen zu 
haben. 
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53 In Randnummer 105 Absätze 1 und 2 der Entscheidung wird jedoch darauf hinge
wiesen, daß sich das genaue Datum, an dem jeder Hersteller an regelmäßigen Ple
narsitzungen teilzunehmen begonnen habe, nicht mit Sicherheit bestimmen lasse. 
Das Datum, an dem sich Anic, ATO, BASF, die Klägerin und Hüls an den Ver
einbarungen zu beteiligen begonnen hätten, könne nicht später als 1979 liegen, da 
diese fünf Hersteller nachweislich an Marktteilungs- bzw. Quotensystemen, die in 
diesem Jahr zum ersten Mal angewandt worden seien, beteiligt gewesen seien. 

54 Nach den Randnummern 104 Absatz 3 und 105 Absätze 2 und 4 der Entscheidung 
hat ICI erklärt, daß die Klägerin ein regulärer Teilnehmer der Sitzungen gewesen 
sei und daß das System der regelmäßigen Sitzungen der Polypropylenhersteller 
mindestens bis Ende September 1983 fortgeführt worden sei. Der Klägerin wird 
vorgeworfen, sich an diesem System beteiligt zu haben (Randnr. 18 Absätze 1 
und 3). 

55 Nach Randnummer 21 der Entscheidung waren Zweck der regelmäßigen Sitzun
gen dér Polypropylenhersteller insbesondere die Festsetzung von Preiszielen und 
Verkaufsmengenzielen sowie die Kontrolle ihrer Einhaltung durch die Hersteller. 

b) Vorbringen der Parteien 

56 Die Klägerin weist darauf hin, daß sie nach der Entscheidung ań dem Kartell „von 
einem Zeitpunkt zwischen 1977 und 1979" an beteiligt gewesen sei. Die Kommis
sion könne jedenfalls den Beginn der Zuwiderhandlung nicht derart unbestimmt 
lassen. Die Kommission müsse diesen Zeitpunkt des Beginns genau festlegen und, 
falls dies nicht möglich sei, den Zweifel zugunsten der Klägerin sprechen lassen. 

57 Die Klägerin habe zwar eingeräumt, ab 1. Januar 1981 regelmäßig an Sitzungen 
von Polypropylenherstellern teilgenommen zu haben, jedoch stets entschieden be
stritten, vor diesem Zeitpunkt mit einer gewissen Regelmäßigkeit oder in struktu
rierter Form daran teilgenommen zu haben. 
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58 Wenn die Kommission gleichwohl behaupte, daß der Zeitpunkt, zu dem die Klä
gerin sich an den Vereinbarungen zu beteiligen begonnen habe, nicht nach 1979 
liegen könne, so stütze sie sich dabei auf Schriftstücke von ICI, die nicht beweis
kräftig seien oder unzutreffend ausgelegt würden. Es handele sich dabei nur um 
Tabellen mit Produktionszahlen für die einzelnen Hersteller. 

59 In ihrer Erwiderung führt die Klägerin aus, gegen den Beweiswert dieser Schrift
stücke für ihre Sitzungsteilnahme spreche die Tatsache, daß dort Amoco genannt 
sei, die nach dem Eingeständnis der Kommission an den Sitzungen nicht teilge
nommen habe. Ein Vermerk vom 27. Februar 1978 (Anlage III zur Klagebeant
wortung, nachstehend : Klagebeantwortung, Ani.) sei ebenfalls nicht beweiskräftig. 

60 Die Kommission weist darauf hin, daß die Klägerin einräume, nach dem 1. Januar 
1981 mit einer gewissen Regelmäßigkeit an den Sitzungen teilgenommen zu haben. 
Zwar leugne sie, vor 1981 mit einer gewissen Regelmäßigkeit oder in strukturierter 
Form an ihnen teilgenommen zu haben, bestreite aber damit nicht eine unregelmä
ßige oder gelegentliche Teilnahme. 

6i Die Teilnahme der Klägerin an den Sitzungen vor 1981 sei durch zahlreiche 
Schriftstücke belegt: durch die Antwort der Klägerin auf das Auskunftsverlangen, 
unter Nr. 23, wo sie in verschleierter Form ihre Teilnahme an Sitzungen vor 1981 
zugegeben.habe; durch die Antwort von ICI auf das Auskunftsverlangen (gem. 
Bpkte., Ani. 8), wonach die Klägerin den Sitzungen von 1979 bis 1983 als „regular 
participant" („regelmäßige Teilnehmerin") beigewohnt habe; durch die Erklärun
gen auf der Hauptversammlung der „European Association of Textile polyole-
fines" (nachstehend: EATP) vom 26. Mai 1978 (gem. Bpkte., Ani. 7), die zeigten, 
daß die Klägerin „will support the movement to get prices at a reasonable level" 
(„die Maßnahmen zur Anhebung der Preise auf ein vernünftiges Niveau unterstüt
zen wird"); durch die Anlagen 55 ff. der Mitteilung der gemeinsamen Beschwer
depunkte, die genaue Angaben enthielten, die nur von der Klägerin stammen 
könnten, sowie schließlich durch einen Vermerk der Klägerin vom 27. Februar 
1978, aus dem sich ergebe, daß sich das Unternehmen ab diesem Zeitpunkt an die 
Vereinbarungen gehalten und sich darüber besorgt gezeigt habe, daß einige Mitbe
werber sie weniger gewissenhaft beachteten. 
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